
Hildburghausen ist eine Kleinstadt
mit 11.000 Einwohnern in Südthü-
ringen und hat für diese Breitengrade
eine ungewöhnliche LINKE Tradi-
tion. Hier stellte einst die PDS mit
Steffen Harzer ihren ersten haupt-
amtlichen Bürgermeister nach der
Wende. Seit 2020 sitzt der frühere
Landtagsabgeordnete Tilo Kummer
für DIE LINKE im Rathaus und tut,
was er kann. Aber des Öeren ist
seine Stadt bundesweit in den Schlag-
zeilen.  Weil im nahen Kloster Veßra
der Neonazi Tommy Frenck seine
Schnitzel für 8,88 Euro verkau und
o große Corona-Leugner-Demos
stattfanden, sprechen viele schon wie
auch im Fall  Sachsen spöttisch von
„brown under“.  

SPD stimmte mit Nazis 
gegen Kummer

Der aktuelle Konflikt ist für Außen-
stehende aber nur schwer zu durch-
schauen. Da ist ein Unternehmer mit
einem Baumarkt, der einen Aldi
bauen will. Und ein Kleinkünstler mit
Schloss aus Bayern, bei dem nicht alle

Pointen sitzen. Wirkliche rechtliche
oder politisch relevante Verfehlungen
können sie Kummer nicht vorwerfen.
Die Kritik klingt eher wie: Der Bür-
germeister ist doof und will nicht mit
uns spielen. In einer Demokratie ist
es natürlich erlaubt, den Stil eines
Bürgermeisters zu kritisieren. Aber
deswegen mit Nazis für seine Abwahl
stimmen? Auch üringens SPD
Chef Georg Meier, ist über das Ver-
halten seiner drei Genossen im Hild-
burghäuser Stadtrat ziemlich sauer.
Der Bürgermeister selber ist jeden-
falls nicht bereit, klein beizugeben
und wehrt sich gegen die Vorwürfe,
dass in der Stadt nichts mehr funktio-
nieren würde. „Damit werden die Be-
schäigten der Stadtverwaltung, der
städtischen Wohnungsgesellscha,
des Wasser-Abwasserverbandes, die
Kameradinnen und Kameraden der
Freiwilligen Feuerwehr und viele eh-
renamtlich Tätige zu Unrecht ange-
griffen“, sagt Kummer.  Wäre es so,
„hätten Borkenkäfer inzwischen
weitgehend den Stadtwald aufgefres-
sen, was sie aber wahrscheinlich nicht
sehen würden, denn auch die Wege

und Straßen dorthin bestünden nur
noch aus Schlaglöchern“,  keilt Kum-
mer zurück.  

Drei Millionen Euro 
für die Energiewende

Erfolge hat der Bürgermeister auch
vorzuweisen.  „So realisierte das städ-
tische Bauamt allein im letzten Jahr
Maßnahmen im Wert von sechs Mil-
lionen Euro. Für 2023 sollen drei Mil-
lionen Euro  für die erneuerbare
Energieversorgung städtischer Ein-
richtungen bereitgestellt werden.
Und Kummer hat noch mehr vor:
„Im ehemaligen Schülerheim planen
wir die Einrichtung eines Kindergar-
tens. Aber auch für die Attraktivität
der Stadt wird viel getan: Das Freibad
soll nach der Sanierung wieder öff-
nen, der FSV endlich einen erneuer-
ten Fußballplatz bekommen.
Kummer ho, „trotz aller Diskussio-
nen in der Stadt und den begonnenen
Wahlkampf nicht zu viel Zeit zu ver-
lieren, die wir für die Umsetzung die-
ser Vorhaben so dringend brauchen“. 
Dass ein Bürgermeister grundsätzlich

abgewählt werden kann findet Kum-
mer gut. Als Landtagsabgeordneter
hatte er noch selber an der Einfüh-
rung des Bürgerbegehrens dazu mit-
gewirkt. „Einen Bürgermeister
jedoch ohne triige Gründe abwäh-
len zu wollen, weil nach zweieinhalb
Jahren unter Corona-Bedingungen
noch nicht alle Wahlversprechen um-
gesetzt wurden und manches in der
Stadt nicht optimal lief, beschädigt
nicht nur mich, sondern auch das
Amt“. Seine Bitte deshalb: „Nehmen
Sie diese Chance wahr und stimmen
Sie am 26. Februar mit Nein. Zeigen
Sie, dass Sie auch jenseits von Wahlen
beteiligt werden wollen!“
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Ärger in „Brown Under“
In Hildburghausen stimmte fast der gesamte Stadtrat zusammen mit Nazis für die Abwahl des
LINKEN Bürgermeisters. Damit ist Südthüringen mal wieder bundesweit in den Negativschlag-
zeilen. Trotz der Nackenschläge gibt sich Tilo Kummer kämpferisch und zählt seine Erfolge auf.
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Tilo Kummer (DIE LINKE) ist seit 2020 Bürgermeister von Hildburghausen. Im Dezember 2022 beschloss der Stadtrat von Hildburghausen, 
mit den Stimmen von AfD und dem Neonazi Tommy Frenck, einen Bürgerentscheid zur Abwahl Kummers durchzuführen.


